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parlamentsreport

Wie die Gewerkschaft ver.di infor-
mierte, hat am 18. Juli ein Sondie-
rungsgespräch mit dem Vorstand der 
Uniklinik Jena über Verhandlungen 
zur Entlastung der Beschäftigten 
stattgefunden. Diese stünden zwar 
noch unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung des Verwaltungsrates, 
„aber wir steigen endlich ein“, sagte 
Bernd Becker, Verhandlungsführer 
für ver.di und Landesfachbereichslei-
ter für den Bereich Gesundheitswe-
sen. „Die Petition und der Druck der 
über 1.300 Beschäftigten haben ge-
wirkt.“

Am 3. Juli hatten Beschäftigte vom 
Universitätsklinikum Jena (UKJ) 

am Landtag in Erfurt den Koalitions-
fraktionen die Petition „Jenas letzte 
Gefährdungsanzeige“ überreicht, in 
der sie im Rahmen eines Tarifvertra-
ges Entlastung noch vor den Landtags-
wahlen fordern. Mit 1.048 Unterschrif-
ten hatte auch die große Mehrheit der 
Pflegekräfte des UKJ die Petition un-
terzeichnet. 

Außerdem schlossen sich über 200 
Beschäftigte aus der Küche, dem Pati-
ententransport, der Cafeteria und wei-
teren nicht-pflegerischen Bereichen 

der Forderung nach Entlastung an. 
Auch zahlreiche Auszubildende sind 
unter den Unterzeichnern.

„Wir laufen seit Jahren am Limit. 
Wir sehen sowohl die Klinikumlei-
tung, als auch die Regierung in der 

Verantwortung zu handeln. Eine gute 
Patientenversorgung kann nur durch 
ein gutes Pflegekraft-Patienten-Ver-
hältnis gewährleistet werden“, sagt 
Christoph Feetz, Gesundheits- und 
Krankenpfleger am UKJ. 

Foto:  LINKE Soli-
daritätsaktion in 
Jena am 4. Juli zur 
Petition „Jenas letz-
te Gefährdungsan-
zeige für verbesser-
te Arbeitsbedin-
gungen am Univer-
sitätsklinikum“. In 
ihrer kurzen Rede 
auf dem Markt be-
tonte die Landtags-
abgeordnete Gu-
drun Lukin die Un-
terstützung für die 
Forderungen des 
Pflegepersonals. 
Mit dabei u.a. 
Ralph Lenkert, 
MdB, Lena Saniye 
Güngö, Philip Glie-
sing, Stadtratsfrak-
tion, Mario Hessel-
barth, Landesvor-
stand.

„Der Mann hätte nach der Anord-
nung der Staatsanwaltschaft un-
mittelbar freigelassen werden müs-
sen“, kommentierte Sabine Bernin-
ger, Sprecherin für Flüchtlingspoli-
tik und Mitglied des Justizaus-
schusses des Thüringer Landtags, 
den Todesfall eines Algeriers, der 
nach seiner Ingewahrsamnahme in 
der Dienststelle der Bundespolizei 
am Erfurter Hauptbahnhof und ei-
nem Notarzteinsatz am 20. Juli im 
Helios-Klinikum verstorben war.

Womöglich komme der Tatbe-
stand der Freiheitsberaubung 

infrage, möglicherweise auch unter-
lassene Hilfeleistung durch Wegnah-
me der Medikamente (der 32jährige 
hatte Drogenersatz-Medikamente 

bei sich). Die Bundespolizei dürfe je-
manden nicht einfach in Gewahr-
sam behalten, bloß weil er gerade 
fest schlafe. Offenbar habe es sich 
auch nicht lediglich um Minuten, 
sondern um Stunden gehandelt. „Ich 
bin froh, dass die Staatsanwaltschaft 
die Ermittlungen zu diesem Todes-
fall aufgenommen hat, werde aber 
im Justizausschuss auf Aufklärung 
auch anderer als der strafrechtlich 
relevanten Fragen drängen“, sagte 
Sabine Berninger.

So sei zum Beispiel die Frage zu 
stellen, ob der Mann über seine 
Rechte und die ihm zur Last gelegten 
Vorwürfe aufgeklärt und nach der 
Notwendigkeit der Medikamenten-
einnahme gefragt wurde. „Und zwar 
in einer Sprache, die er verstehen 

Kommentar

Widersetzen

Von Susanne Hennig-Wellsow
Fraktionsvorsitzende

Die Staatsanwaltschaft Erfurt hat beim 
Landtag die Aufhebung meiner Immuni-
tät und der meines Fraktionskollegen 
Christian Schaft beantragt. Hintergrund 
ist eine Strafanzeige der AfD im Zusam-
menhang mit ihrem Aufzug durch Erfurt 
am 1. Mai 2019. Diese fühlte sich offen-
bar in ihrer „Machtdemonstration“ ge-
stört und betrachtete das kurze Auf-der-
Straße-sitzen von wenigen LINKE-Abge-
ordneten als Ursache ihres Misslingens. 
Nun sieht sie einen Verstoß gegen das 
Versammlungsgesetz und Nötigung. 
In Erfurt demonstrierte am 1. Mai der 
vom Verfassungsschutz unter Beobach-
tung stehende extrem rechte Flügel der 
AfD. Björn Höcke und Alexander Gau-
land demonstrierten gemeinsam mit der 
„Identitären Bewegung“ und anderen 
extremen Rechten gegen ein offenes 
Europa, gegen Menschlichkeit, gegen ei-
ne demokratische Gesellschaft. Der Wi-
derstand gegen den Aufmarsch einer 
Partei mit faschistischer Grundhaltung 
und einer Vielzahl extrem rechter Mit-
glieder in ihren Reihen ist für uns eine 
innere Pflicht. Dass auch heute noch Fa-
schisten über die Straßen ziehen dürfen, 
ist gerade in Deutschland mit seiner 
grausamen und verheerenden Ge-
schichte katastrophal. Wir nehmen das 
nicht hin und rufen dazu auf, sich jedem 
Rückfall in dunkle Zeiten unserer Gesell-
schaft zu widersetzen.
Wir werden den Justizausschuss bitten, 
der Aufhebung unserer Immunität zuzu-
stimmen. Es muss für jeden und jede 
möglich sein, mit zivilem Ungehorsam 
gegen Nazis zu protestieren. Am selben 
Tag haben in Erfurt 10.000 Menschen 
mit einem kulturvollen Fest „Zusam-
menstehen“ gegen die AfD und ihre ext-
rem rechten Umtriebe demonstriert.

und in der er sich verständlich ma-
chen kann. Ich möchte wissen, ob 
ein*e Dolmetscher*in hinzugezogen 
wurde oder zwingend hätte hinzuge-
zogen werden müssen“, so die Abge-
ordnete.

Nicht erst seit dem Todesfall in ei-
ner Zelle in Kleve 2018, als ein auf-
grund einer Verwechslung unschul-
dig Inhaftierter Opfer eines Brandes 
wurde, sind die strukturellen Män-
gel im System – z.B. der Umgang der 
Polizei mit nichtdeutschen Tatver-
dächtigen betreffend – offenbar, die 
nicht selten institutionellen Rassis-
mus vermuten lassen“, erinnerte die 
LINKE-Politikerin an Oury Jalloh 
aus Sierra Leone (gestorben 2005 in 
Dessau) und Amed Amed aus Syri-
en.
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Entlastung gefordert
Uniklinik: Petition und Druck der Beschäftigten zeigen offenbar Wirkung
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Behindertenpolitik

Gestärkt

Das Land Thüringen fördert Kom-
munen bei der Errichtung von 
hauptamtlichen Behindertenbeauf-
tragten. Mit dem jüngst beschlosse-
nen Thüringer Gesetz zur Inklusion 
und Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen und den im Lan-
deshaushalt auch für das kommende 
Jahr eingestellten Mitteln sind die 
gesetzlichen und finanziellen 
Grundlagen dafür geschaffen. Nun 
sollten die Kommunen auch die 
Möglichkeiten nutzen und die Lan-
desgelder abrufen.
Mit dem neuen Gesetz, der Ver-
pflichtung, Maßnahmenpläne zur 
Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention in den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten zu entwi-
ckeln, und der Stärkung der Position 
der kommunalen Behindertenbeauf-
tragten sind weitere Punkte aus dem 
rot-rot-grünen Koalitionsvertrag 
umgesetzt.
In allen 23 Landkreisen und kreis-
freien Städten in Thüringen können 
die Personalkosten für Behinderten-
beauftragte gefördert werden. Anträ-
ge gestellt haben bisher der Un-
strut-Hainich-Kreis, der Ilm-Kreis, 
die Landkreise Altenburger Land 
und Schmalkalden-Meiningen sowie 
Weimar, Jena und Gera. Eine An-
tragstellung noch für das Jahr 2019 
ist möglich. Kommunale Behinder-
tenbeauftragte haben vielfältige Be-
fugnisse und Aufgaben, die sie als 
Interessenvertreter der Menschen 
mit Behinderung vor Ort ausfüllen.

Karola Stange, Sprecherin für Behin-
dertenpolitik der Linksfraktion

Karola Stange, sozialpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion, 

nimmt Bezug auf die neuesten Zah-
len des statistischen Bundesamtes, 
wonach das Armutsrisiko in Thü-
ringen in den vergangenen Jahren 
zurückgegangen ist. Mit 16,5 Pro-
zent lag die Armutsgefährdungs-
quote unter dem ostdeutschen 
Durchschnitt von 17,5 Prozent.

„Diese Entwicklung ist natürlich 
zu begrüßen, kann aber nicht darü-
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ber hinwegtäuschen, dass die soziale 
Kluft zwischen Ost und West nach 
wie vor hoch ist“, sagte die Abgeord-
nete und verwies darauf, dass in Ost-
deutschland die Armutsquote um 2,5 
Prozent höher liegt. Dies sei 30 Jahre 
nach der Wende ein „bundespoliti-
sches Armutszeugnis“.So stehe noch 
immer die vollständige Rentenan-
gleichung aus, „sind hier auch 17 
DDR-Sonder- und Zusatzversor-
gungssysteme betroffen. Ebenso 
warten die in der DDR geschiedenen 

Frauen Jahr um Jahr auf Rentenge-
rechtigkeit. Amutsrenten sind die 
bittere Folge von langjähriger Nied-
riglohnpolitik und prekärer Beschäf-
tigung. Daher ist eine deutliche Er-
höhung des Mindestlohns unbedingt 
notwendig“, so Karola Stange.

Mehr als jede zweite Altersrente in 
Deutschland liegt unter 900 Euro. 
Das geht aus der Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage der 
Bundestagsabgeordneten Sabine 
Zimmermann (LINKE) hervor. 58,6 

Prozent der Renten lagen im vergan-
genen Jahr unter 1.000 und 70,8 Pro-
zent unter 1.200 Euro. Ina Leukefeld, 
LINKE Abgeordnete im Thüringer 
Landtag, unterstützt das Anliegen 
einer Grundrente bzw. Mindestren-
te. Diese müsse jedoch „armutsfest 
und ohne Bedürftigkeitsprüfung“ 
sein. Die Arbeitspolitikerin unter-
strich: „Nötig ist der Kampf um hö-
here Löhne und eine Grundsiche-
rung, um Altersarmut zu verhin-
dern.“

Staatsversagen offenkundig
Buchvorstellung: Geheimdienste und Untersuchungsausschüsse

Soziale Kluft ist nach wie vor hoch
Armutsgefährungsquote: Zu den neuesten Zahlen des Statistischen Bundesamtes 

Der Untersuchungsausschuss gilt 
als „scharfes Schwert“ der parla-
mentarischen Aufklärung und 
Kontrolle, kann er doch durch Be-
weisanträge beispielsweise die Vor-
lage von Akten verlangen und Zeu-
gen vernehmen.Doch wie scharf ist 
dieses Schwert wirklich? Dieser 
Frage geht das Buch „Rückhaltlose 
Aufklärung? NSU, NSA, BND - Ge-
heimdienste und Untersuchungs-
ausschüsse zwischen Staatsversa-
gen und Staatswohl“ nach.

Zur Buchvorstellung mit Diskussi-
on fand kürzlich eine Veranstal-

tung im Thüringer Landtag statt mit 
Benjamin-Immanuel Hoff, Chef der 
Staatskanzlei, Martina Renner, LIN-
KE Bundestagsabgeordnete - beide 
gehören zu den Herausgebern des 
Buches -, sowie Katharina Kö-
nig-Preuss, LINKE Thüringer Land-
tagsabgeordnete. Letztere ist auch zu-
sammen mit den Landtagsabgeord-
neten Dorothea Marx (SPD) und 
Madeleine Henfling (B90/Grüne) mit 
einem Beitrag zu ihren Erfahrungen 
als Obfrauen in NSU-Untersu-
chungsausschüssen vertreten.

Im Fokus des im VSA-Verlag er-
schienenen Buches stehen die 
NSU-Untersuchungsausschüsse im 
Bundestag und in ausgewählten Lan-
desparlamenten sowie der NSA-Un-
tersuchungsausschuss des Bundesta-
ges. JournalistInnen, JuristInnen und 
ParlamentarerierInnen füllen mit ih-
ren Texten eine wichtige Lücke, um 
die Hintergründe des offenkundigen 
Staatsversagens aufzuhellen. Sie stär-
ken damit denjenigen den Rücken, 
die das Anliegen rückhaltloser Auf-
klärung mit einem langen Atem ver-
folgen.

So kündigte Katharina Kö-
nig-Preuss angesichts des bevorste-
henden Abschlusses des zweiten 
NSU-Untersuchungsausschusses in 
Thüringen die Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses „Rechtsterro-
ristische Strukturen“ in der kommen-

den Legislatur an. Es konnten nicht 
alle Fragen geklärt werden und vor al-
lem haben sich über den NSU-Kom-
plex hinaus längst weitere rechtsmili-
tante Strukturen auch in Thüringen 
etabliert. 

In der Diskussion bei der Buchvor-
stellung hatte die Landtagsabgeordne-
te auf den hohen gesellschaftlichen 
Druck nach der Selbstenttarnung des 
NSU verwiesen: der erste Untersu-
chungsausschuss im Landtag hatte 
noch alle Akten seit 1990 unge-
schwärzt zur Verfügung gestellt be-
kommen. „Seit 2014 ist die Situation 
anders“, so Katharina König-Preuss. 

Diesen gesellschaftlichen Druck gebe 
es nicht mehr, und mit Blick auf die 
V-Leute sei eine regelrechte Abstump-
fung eingetreten.

Am Ende der Einleitung zum Buch 
heißt es: „Mehr als acht Jahre nach der 
Selbstenttarnung des NSU-Kerntrios 
und wenige Jahre nach dem Breit-
scheidplatz-Anschlag sind Geheim-

dienste und Strafverfolgungsbehörden 
ganz offensichtlich zum ‚business as 
usual‘ übergangen. Denn nicht nur ist 
die Anzahl politisch rechts, rassistisch 
und antisemitisch motivierter Straf- 
und Gewalttaten so hoch wie seit den 
frühen 1990er Jahren nicht mehr. Je-
den Tag ereignen sich mindestens drei 
bis vier rechte, rassistische und antise-
mitische Gewalttaten. 

Die Ermittlungen zu den Todesdro-
hungen gegen die NSU-Nebenklage-
vertreterin Seda Başay-Yildiz durch 
eine Gruppe ‚NSU2.0‘, die zu einem 
Netzwerk extrem rechter Polizeibe-
amter in Frankfurt am Main führten, 

die journalistischen 
Recherchen zu ext-
rem rechten Netz-
werken in der Bun-
deswehr und die 
schon fast vergesse-
ne illegale Veröffent-
lichung eines Haft-
befehls für einen in-
zwischen nicht mehr 
tatverdächtigen 
Asylsuchenden im 
Zusammenhang mit 
dem gewaltsamen 
Tod von Daniel H. 
in Chemnitz durch 
einen sächsischen 
Justizbeamten ma-
chen vor allem eines 
deutlich: Die gesell-
schaftliche Polarisie-
rung geht auch mit 
der Gefahr einer ge-
fährlichen Entdemo-
kratisierung von 
Teilen der Exekutive 
einher.“

  
Benjamin-Immanuel Hoff/Heike Kleff-
ner/Maximilian Pichl/Martina Renner 
(Hrsg.): „Rückhaltlose Aufklärung? 
NSU, NSA, BND - Geheimdienste und 
Untersuchungsausschüsse zwischen 
Staatsversagen und Staatswohl“. Ham-
burg, 2019. 272 Seiten, EUR 19.80, ISBN 
978-3-89965-791-3
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» Kunstrasenplätze
„Dass es über kurz oder lang auch 
eine Auseinandersetzung über die 
Kunstrasenplätze geben würde, 
war angesichts der gesellschaftli-
chen Debatte über Plastikmüll 
vorhersehbar.  Die Bundesregie-
rung hätte vorausschauend Ideen 
entwickeln müssen, wie den vielen 
Vereinen geholfen werden kann, 
ihre Sportstätten umweltgerecht 
umzugestalten. Die Krokodilsträ-
nen des Herrn Seehofer sind mehr 
als unehrlich“, sagte der Sportpoli-
tiker der Linksfraktion Knut Kor-
schewsky. 
Eine sechsjährige Übergangsfrist 
für den Umbau der Sportplätze auf 
alternative Möglichkeiten, aber 
ohne die komplette Übernahme 
der Kosten durch den Bund, hält 
der Abgeordnete für eine Farce.

» Demokratiepreis
Der Thüringer Demokratiepreis 
würdigt seit 2013 das Engagement 
der Menschen, die sich vor Ort mit 
einem hohen persönlichen Einsatz 
für eine aufgeschlossene und viel-
fältige Gesellschaft stark machen. 
Der Demokratiepreis ermutigt 
Menschen, sich mit kreativen 
Ideen für ein demokratisches Mit-
einander zu engagieren. Ausge-
zeichnet werden u.a. Vereine, 
Netzwerke, Initiativen und Einzel-
personen, die sich in ihrer Region 
beispielhaft einsetzten. Bewerbun-
gen und Vorschläge bis spätestens 
15. September an: Thüringer Mi-
nisterium für Bildung, Jugend und 
Sport, Referat 42 – Demokratie-
preis, Werner-Seelenbinder-Str. 7, 
99096 Erfurt, oder per E-Mail an 
info@denkbunt-thueringen.de.

» Mobilität
Laut Mitteilung des Landesamtes 
für Statistik besaßen 80,3 Prozent 
der Thüringer Haushalte nach ih-
ren eigenen Angaben am 1. Januar 
2018 einen PKW.  51 Prozent hat-
ten ihr Fahrzeug aus zweiter Hand 
bezogen, während 36,8 Prozent ein 
neu gekauftes Auto besaßen. Mit 
einem Motorrad (einschließlich 
Mofa und Roller) sind 15 von 100 
Thüringer Haushalten ausgestattet. 
Mindestens ein Fahrrad ist bei 
69,2 Prozent vorhanden. Auch hier 
zeichnet sich ab, je größer der 
Haushalt, umso mehr Fahrräder 
sind vorhanden. Im Jahr 2012 wur-
de das Elektrofahrrad (Pedelec) 
auf dem deutschen Markt einge-
führt. Bereits sechs Jahre später ist 
es in 4,9 Prozent der Thüringer 
Haushalte vorhanden. 

Auf Campustour an allen Thüringer 
Hochschulstandorten war Christian 
Schaft, der wissenschafts- und hoch-
schulpolitische Sprecher der Links-
fraktion. Bei seiner Rundreise – zu-
sammen mit dem Jugendwahlkreis-
büro RedRoXX - wollte er vor allem 
wissen, wie das neue Thüringer 
Hochschulgesetz umgesetzt wird und 
was sich unter Rot-Rot-Grün geän-
dert hat, was gut läuft und wo es hakt.

Im Pressegespräch informierte Chris-
tian Schaft (im Foto mit Pressespre-

cherin Diana Glöckner) über die Er-
gebnisse seiner Campustour. Bei den 
Gesprächen mit den Hochschulleitun-
gen, Studierendenvertretungen, Mittel-
bauinitiativen, Personalräten und ver-
schiedenen anderen Akteur*innen sei 
deutlich geworden, dass die Hochschu-
len die gesellschaftlichen Herausforde-
rungen im Blick haben. „Es gibt eine 
Fülle an beeindruckenden Ideen für 
die Entwicklung der Hochschulstand-
orte und ihre nationale wie internatio-
nale Einbindung.“ 

Christian Schaft ging beim Presse-
gespräch auf verschiedene Schwer-
punkte ein, die hier nur kurz ange-
schnitten werden können: Das neue 
Thüringer Hochschulgesetz wurde be-
grüßt, vor allem die nun paritätisch be-
setzten Gremien. Die Umsetzung der 
Regelungen wird dennoch unter-
schiedlich bewertet. So hängen neun 
von zehn Hochschulen bei der Einfüh-
rung der Entscheidungsgremien zur 
Verwendung der eingenommenen Gel-
der bspw. aus Langzeitstudiengebüh-
ren hinterher. Bisher hat nur die TU Il-
menau dieses Gremium eingesetzt. 

Mit dem Auslaufen der Entflech-
tungsmittel des Bundes sind auch im 
Bereich Hochschulbau und Digitalisie-
rung Herausforderungen zu stemmen, 

Nach der Campustour
Christian Schaft wollte wissen, wie das neue Hochschulgesetz wirkt

allein nach der Größe der Hoch-
schule wurde abgelehnt. 

Auch wenn der Anteil der Profes-
sor*innen in den vergangenen Jah-
ren in Thüringen langsam gestiegen 
ist, bleibt zu konstatieren, dass gera-
de einmal jede fünfte Professur von 

einer Frau 
besetzt ist. 
Die „glä-
serne De-
cke“ in der 
Wissen-
schaft ist 
und bleibt 
trotz vieler 
Instru-
mente 
auch in 
den Ziel- 
und Leis-
tungsver-
einbarun-
gen und 
im Hoch-
schulge-

setz ein Problem, das nur langsam 
aufgebrochen wird. 

Einige Gespräche zeigten auch, 
dass teilweise das Verständnis für 
strukturelle Benachteiligung von 
Frauen in der Wissenschaft noch 
ausbaufähig ist. Zur besseren Förde-
rung der Gleichstellung sollten in 
den kommenden Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen neben Kenn-
zahlen zur Neuberufung von Frauen 
auf Professuren auch weitere Maß-
nahmen der Hochschulen entspre-
chend honoriert und zielgerichtet 
unterstützt werden. Eine zentrale 
Rolle zur Begleitung solcher Maß-
nahmen spielt das Thüringer Kom-
petenznetzwerk Gleichstellung. Die 
dort diskutierten Gleichstellungs-
standards sollten dabei künftig nicht 
nur empfehlenden Charakter haben. 

Sprache, die
Gewalt erzeugt

Einen Ausbau der Beratungsstelle ez-
ra in Thüringen hat die Sprecherin 

für Antifaschismus und Netzpolitik 
der Linksfraktion, Katharina Kö-
nig-Preuss, anlässlich des internationa-
len Aktionstages für Betroffene von 
Hasskriminalität am 22. Juli gefordert. 
„Abwertende Kommentare unter On-
line-Artikeln, Diffamierungen und Be-
leidigungen bis hin zu handfesten Dro-
hungen gegen Menschen, die sich 
bspw. für Geflüchtete einsetzen oder öf-
fentlich Position gegen die AfD bezie-
hen, sind mittlerweile leider Normal-
zustand.“ 

Gerade aus rechten Kreisen werden 
digitale Räume genutzt, um menschen-
verachtende Positionen in der Gesell-
schaft zu verbreiten und Stimmungen 
gegen Einzelpersonen und Gruppen zu 
erzeugen. „Mit gezielten Kampagnen 
werden Themen von rechts besetzt, 
menschenfeindliche Propaganda ver-
breitet und damit Gewalt erzeugt. 
Sprache ist ein Abbild unserer Realität. 
Wenn kontinuierlich Teile der Gesell-
schaft unwidersprochen herabgewür-
digt werden, führt dies in der Konse-
quenz zur Legitimation von Gewalt ih-
nen gegenüber“, so die Abgeordnete. 
Angriffe auf Geflüchtete und ihre Un-
terstützer*innen in den vergangenen 
Jahren zeigen ebenso wie der Mord an 
Walther Lübcke, wie kurz der Weg 
vom geschriebenen Wort zur Tat sei. 
Täter fühlten sich „motiviert, entspre-
chende Angriffe zu begehen, da sie sich 
als Vollstrecker eines vermeintlichen 
Volkswillens sehen“. 

„Angesichts des Ausmaßes der Ent-
hemmung ist der Ausbau der Bera-
tungsstelle ezra für Betroffene rechter, 
rassistischer und antisemitischer Ge-
walt in Thüringen dringend notwen-
dig, um ein Monitoring und ein on-
line- und offline-Beratungsangebot zu 
gewährleisten.“ Daneben bedürfe es 
aber auch einer deutlicheren Reaktion 
des Staates und seiner Sicherheitsbe-
hörden. 

„Hate Speech ist weder harmlos 
noch folgenlos für die davon Betroffe-
nen. Es ist daher eine konsequente 
Strafverfolgung und genaue Erfassung 
seitens der Sicherheitsbehörden nötig“, 
betonte Katharina König-Preuss. Aus-
weislich der Antworten auf ihre Klei-
nen Anfragen zum Thema wurden im 
vergangenen Jahr in Thüringen 264 
Fälle der Hasskriminalität zugeordnet. 
Nicht explizit erfasst und aufgelistet 
wurden jedoch Fälle die gemeinhin als 
„Hate Speec“ bezeichnet werden. Eben-
so gebe es bislang keine gesonderte Zu-
ständigkeit bei der Polizei oder Staats-
anwaltschaft für diesen Bereich.

Zudem gelte es, die Schwelle für An-
zeigen für Betroffene zu senken. Oft-
mals werde von Anzeigen abgesehen, 
weil dies viel zu aufwendig sei. Die zü-
gige Umsetzung der in Aussicht ge-
stellten Online-Wache der Polizei kön-
ne Abhilfe schaffen. Diese müsse 
schnell und unkompliziert die Polizei 
auf Hate Speech im Netz aufmerksam 
zu machen.

die weitere Investitionen notwendig 
machen. Dabei ist eine stärkere Verant-
wortung des Bundes bei der Bewälti-
gung von Neubaumaßnahmen, Sanie-
rung von Lehrgebäuden und dem Aus-
bau der digitalen Infrastruktur not-
wendig.  Kritisiert wurde, dass die ak-
tuell zu verhandelnde 

Rahmenvereinbarung einen verengten 
Fokus auf den Bereich der Fachkräfte-
gewinnung bei Lehrer*innenbildung 
und Ingenieurswissenschaften hat. 
Auch in den Bereichen Gesundheit, 
Pflege, Soziales und öffentliche Verwal-
tung wollen und können die Thüringer 
Hochschulen einen wichtigen Beitrag 
zur Fachkräftegewinnung leisten.

Die Ankündigung von bis zu 300 
Dauerstellen für Thüringen wurde po-
sitiv aufgenommen. Nun muss frühzei-
tig ein zwischen den Hochschulen und 
dem Land abgestimmter Plan aufge-
stellt werden, wie durch Entfristung 
oder Neueinstellungen mit den zusätz-
lichen Bundesmitteln bedarfsgerecht 
und zielgenau die Lehre an den Thü-
ringer Hochschulen unterstützt wer-
den kann. Eine Verteilung der Mittel 
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RegelschullehrerInnen

Besser besoldet

Der Thüringer Landtag hat beschlos-
sen, die Besoldung von Regelschul-
lehrerinnen und Regelschullehrern 
zu verbessern. „Wir machen damit 
den Lehrerberuf an Regelschulen 
deutlich attraktiver und schließen 
noch bestehende Gerechtigkeitslü-
cken mit Blick auf die Besoldung von 
Lehrenden an Gymnasien“, würdigte 
der Bildungspolitiker der Linksfrak-
tion, Torsten Wolf, die Regelungen 
des neuen Gesetzes.

Mit dem „Thüringer Gesetz zur Stei-
gerung der Attraktivität des Berufs 
des Regelschullehrers“ werden auch 
Erfahrungszeiten von Lehrkräften 
an Freien Schulen bei Einstellungen 
an staatlichen Schulen eins zu eins 
anerkannt und so die Lehrkräfte an 
freien Schulen denen an staatlichen 
Schulen gleichgestellt. „Dies ist ein 
weiterer Schritt, um eine bisher vor-
handene Gerechtigkeitslücke zu 
schließen“, so der Abgeordnete.

Bereits zum 1. Januar 2018 war die 
Besoldung der Regelschullehrer von 
der Besoldungsgruppe A 12 auf die 
Besoldungsgruppe A 12 mit Amtszu-
lage angehoben worden. In einem 
weiteren Schritt wird nun das Ein-
gangsamt des Regelschullehrers auf 
die Besoldungsgruppe A 13 angeho-
ben. Damit soll auch die Wettbe-
werbsfähigkeit Thüringens um die 
besten Lehrkräfte gestärkt werden. 
Der Gesetzentwurf wurde in der 
Landtagssitzung am 4. Juli mit gro-
ßer Mehrheit angenommen. Die ein-
zige Fraktion, die ihm nicht zu-
stimmte, war die AfD.

Auslosung nach Frauen-WM-Wette 
LINKE-Politiker*innen erspielten mehr als 4.000 Euro für Frauen- und Mädchenprojekte

Die sich dramatisch zuspitzende Lage 
in den Thüringer Wäldern stand am 
3. Juli im Landtag während der De-
batte zur Landesforstanstalt Thü-
ringenForst im Mittelpunkt der Re-
den. Für die Linksfraktion hatte der 
Abgeordnete Tilo Kummer das Wort 
ergriffen und gesagt, dass „die Dra-
matik von Tag zu Tag zunimmt“.

Der Sprecher für Forsten der Frakti-
on DIE LINKE wohnt in Südthü-

ringen und ist eng mit dem Thüringer 
Wald verbunden. Zu Beginn seiner Re-
de schilderte er, wie er am Tag 
zuvor eine umgestürzte Fichte 
heimholen musste: „Im Mo-
ment zerknirschen die Zapfen 
unter den Füßen, das Moos 
zerstaubt, obwohl es nass sein 
müsste. Und als ich den Baum 
aufgesägt habe: lauter Bohrlö-
cher des Borkenkäfers darin 
und die Borkenkäfer wimmel-
tenum mich rum, weil sie 
noch nach neuer Nahrung ge-
sucht haben. Die Situation ist 
dramatisch. Und ich sage mal: 
Nicht jeder kümmert sich um 
seinen Wald, nicht jeder kann 
sich um seinen Wald küm-
mern. Und das ist genau der 
Grund für den jetzigen Ge-
setzentwurf, der Ihnen vor-
liegt.“

Das in erster und zweiter 
Lesung beratene und dann 
beschlossene Gesetz der Koa-
litionsfraktionen zur Errich-

Birgit Keller, LINKE Ministerin für 
Infrastruktur und Landwirtschaft , 
sprach von „bisher nicht gekannten 
Herausforderungen, die wir auch meis-
tern können. Waldumbau ist die Auf-
gabe, die in den kommenden Jahren 
vor uns steht, und dieser Aufgabe wer-
den wir uns mit all unserer Kraft, mit 
Millionen von Euro Förder- und Inves-
titionsmitteln und natürlich auch dem 
Einsatz von vielen Tausend haupt- und 
ehrenamtlich Tätigen stellen müssen. 
Wir werden das sicher schaffen“.

Die Ministerin verwies auf die Stür-
me mit hohem 
Schadholzauf-
kommen. Im Jahr 
2018 seien „eigen-
tumsübergreifend 
bereits 800.000 
Festmeter wertge-
mindertes Käfer-
holz angefallen. 
Über alle Waldei-
gentumsarten 
hinweg ist von 
weiteren 2,5 bis 3 
Millionen Fest-
metern Käferholz 
bis zum Jahresen-
de 2019 auszuge-
hen. Hinzu kom-
men bisher in die-
ser Form nie be-
obachtete flächige 
und rasant verlau-
fende Trocken-
heitsausfälle bei 
der Buche“. 

tung der Anstalt öffentlichen Rechts 
ThüringenForst „ermöglicht hoheitli-
ches Handeln von ThüringenForst, al-
so das Entdecken von Forstschutzprob-
lematiken. Dort, wo wir keinen An-
sprechpartner haben, muss dann der 
Staat handeln“, betonte Tilo Kummer. 
Und dies sei leider bei 50.000 Hektar 
Wald in Thüringen so, „wo wir die Ei-
gentümer nicht kennen, und das ist bei 
Waldbesitzern so, die aufgrund ihrer 
finanziellen Situation in einer Lage 
nicht mehr handeln können, in der ein 
Holzmarkt nicht mehr existiert“.

Mit der Weltmeisterschaftswette 
„Raus aus dem Abseits! Rein 

ins Leben!“ wollten Linkspolitike-
rInnen nicht nur nur den Fokus auf 
den Frauensport lenken, sondern vor 
allem auch das Engagement von und 
für Frauen und Mädchen in Thürin-
gen unterstützen.

Die Politiker*innen haben mehr 
als 4.000 Euro erspielt. Die Auslo-
sung der Gewinnerprojekte hatten 
die Initiatorin und LINKE Landtags-
abgeordnete Sabine Berninger, die 
Fraktionsvorsitzende Susanne Hen-
nig-Wellsow und die Thüringer 
Frauenministerin Heike Werner 
(LINKE) am 22. Juli vorgenommen. 
Der Erlös aus der Wette kommt drei 
von neun vorgeschlagenen Frauen- 
und Mädchenprojekten zugute: dem 
Frauenhaus Eisenach, dem Frauen-
zentrum Bad Salzungen und dem 
Erfurter Frauenzentrum Brennessel.

„...das Moos zerstaubt“
Aus der Landtagsdebatte zur Situation in Thüringens Wäldern
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Aus einer aktuellen Anfrage von 
Sabine Zimmermann, Abgeordnete 
der Fraktion DIE LINKE im Bun-
destag, an das Bundesarbeitsminis-
terium geht hervor, dass viele Men-
schen in der Tourismusbranche 
nicht ausreichend entlohnt werden. 
Knut Korschewsky, tourismuspoli-
tischer Sprecher der Fraktion DIE 
LINKE im Thüringer Landtag, sag-
te: „Guter Tourismus für Thürin-
gen funktioniert dann, wenn Be-
schäftigte zufrieden und motiviert 
sind. Eine wichtige Voraussetzung 
dafür ist die gerechte und gute Ent-
lohnung im Tourismussektor, der 
in Thüringen einen der größten 
Wirtschaftsfaktoren ausmacht.“

Im Bereich der Beherbergung arbei-
ten mehr als 50 Prozent der Thü-

ringer Beschäftigten für Niedriglöh-
ne. In der Gastronomie sind es sogar 
mehr als 60 Prozent. 

„Dem muss ein Ende gesetzt wer-
den. Daher fordern wir eine Quali-
täts- und Tarifoffensive für den Thü-
ringer Tourismus. So würden end-
lich die Beschäftigten ausreichend in 
den Blick genommen. Ohne Gute 
Löhne werden wir dem Fachkräfte-
mangel nicht beikommen, werden 
wir den Nachwuchs nicht ausbilden 
und folglich auch nicht für qualitativ 

Der wichtigste Hebel
Knut Korschewsky: „Guter Tourismus in Thüringen durch gute Löhne“

hochwerti-
ge Angebo-
te sorgen 
können“, 
betonte der 
LIN-
KE-Land-
tagsab-
geordnete 
Knut Kor-
schewsky. 
Nach den 
jüngsten 
Auswer-
tungen der 
Reiseanaly-
se 2019 zum 
Thüringen Tourismus ist das Interes-
se gestiegen, in Thüringen Urlaub zu 
verbringen. Dennoch sind die Ergeb-
nisse des Qualitätsmonitors Thürin-
gen (dwif) ernüchternd: 

Die Zufriedenheit der 
Thüringen-Urlauber fällt mittelmä-
ßig aus. Wesentliche Kritikpunkte 
sind die Vielfalt und Qualität des 
Angebots, die Unterkunft sowie Öff-
nungszeiten. Lediglich zehn Prozent 
wollen Thüringen nach einem Ur-
laub im nächsten Jahr wieder besu-
chen. „Rot-Rot-Grün hat mit der 
Thüringer Tourismusstrategie und 
der Wanderwegekonzeption wichti-
ge Bausteine für eine positive Touris-

musentwicklung gelegt. 
Doch die direkte Gäste-
betreuung und Qualität 
vor Ort können nur 
durch die Tourismus-
wirtschaft sichergestellt 
werden“, so der Landes-
politiker.

Der wichtigste Hebel 
in diesem Zusammen-
hang sei „der direkte, 
freundliche und hilfs-
bereite Kontakt der 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit den 
Gästen“. Wenn anderer-
seits die Beschäftigten 

endlich ordentlich bezahlt würden 
und die offenen Stellen auch besetzt 
werden könnten, würde sich das un-
mittelbar auf die Kundenzufrieden-
heit auswirken. 

„Echte Erholung durch den klein-
teiligen und sanften Tourismus ist in 
der heutigen Zeit besonders gut in 
Thüringen möglich. Dafür braucht 
es aber auch zufriedene und gut be-
zahlte Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die mindestens 12 Euro pro 
Stunde verdienen, damit sie über-
haupt auch nur eine Chance haben, 
selbst einmal in den Urlaub fahren 
zu können“, unterstrich Knut Kor-
schewsky.

Paritätsgesetz

Nachtrag
Das jetzt vom Landtag beschlossene 
Paritätsgesetz schreibt eine fünfzigpro-
zentige Quotierung von Landeslisten 
mit Frauen zur Landtagswahl fest. Bei 
Verstoß gibt es keine generelle Zurück-
weisung der Listen, sondern eine Nach-
besserungsmöglichkeit und die Teilzu-
lassung, soweit die paritätische Quotie-
rung bei den Listenplätzen erreicht ist. 
Es gibt keine Ausnahmen vom Pari-
tätsprinzip, weder für Parteien, die  kei-
ne oder weniger als fünfzig Prozen 
Frauen in der Mitgliedschaft haben, 
noch bezogen auf die Programmatik. 
Die Parteien müssen sich um mehr 
Frauen bemühen.
Das Bundesverfassungsgericht hat eine 
Grundsatzentscheidung zur Einfüh-
rung eines „dritten Geschlechts“ im 
Personenstandsrecht gefasst. Es Men-
schen, die sich - orientiert an medizini-
schen Kriterien – keinem der „klassi-
schen“ Geschlechter eindeutig zuord-
nen lassen. Sie müssen sich bei einer 
Listenkandidatur nicht für einen 
„Frauen“- oder „Männer-Platz“ ent-
scheiden. Vielmehr werden sie auf dem 
von ihnen ausgesuchten Platz bei er-
folgreicher Abstimmung in das „Reiß-
verschluss-Muster Frau/Mann“ einge-
schoben.
Wollte man beim derzeitigen zwischen 
Verhältniswahl und Mehrheitswahl ge-
mischten Wahlsystem die paritätische 
Quotierung für die Direktmandate zur 
Landtagswahl einführen, bedeutete das 
logischerweise die Halbierung der An-
zahl der Wahlkreise von 44 auf 22, 
wenn man den Landtag nicht vergrö-
ßern will. Bei Umsetzung des Kandida-
ten-Modells von jeweils einer Frau und 
einem Mann pro Wahlkreis wäre an-
sonsten eine fünzigprozentige Aufsto-
ckung der „gesetzlichen“ Anzahl der 
Abgeordneten des Landtags von 88 auf 
132 notwendig. Thüringen wäre dann 
eines der Länder mit der geringsten 
Anzahl an zu vertretenden Wähler*in-
nen pro Mandat. In absoluten Zahlen 
wäre dieser Landtag gesetzlich noch 
um 12 MdLs größer als der von Ba-
den-Württemberg (120 MdLs, aber bei 
ca. 10,8 Mio. Einwohner*innen). Wei-
terer Teil der Lösung wäre, dass die 
Kandidatin und der Kandidat von un-
terschiedlichen Parteilisten kommen 
können, also nicht als festes Tandem 
gewählt werden. 
Für die jeweilige Direktkandidatin/Di-
rektkandidaten würde dazu bei der 
Stimmenauszählung eine getrennte 
Rangliste erstellt. Gewählt wäre dann 
jeweils die Frau, jeweils der Mann mit 
der höchsten Stimmenzahl in ihrer 
„Platzzuordnungskategorie“. Diese Lö-
sung ist nach dem Prinzip des ver-
gleichbaren Stimmenwerts der einzel-
nen Stimmergebnisse verfassungs-
rechtlich geboten. Sinnvoll wäre dazu, 
dass es zukünftig zwei Wahlkreisstim-
men gibt – und dazu noch die übliche 
Listen-Stimme. Damit hätte jede/r 
Wähler*in drei Stimmen.

                           Sandra Steck

Kein unerfüllbarer Luxustraum
Zuschüsse für Urlaub von Alleinerziehenden und ihren Kindern 

„Erholungsurlaub darf kein unerfüllba-
rer Luxustraum sein“, so Knut Kor-
schewsky, tourismuspolitischer Spre-
cher der Fraktion DIE LINKE im Thü-
ringer Landtag, 
Angesichts der Tatsache, dass besonders 
Alleinerziehenden eine Urlaubsreise 
häufig versagt bleibt hat der Tourismus-
politiker der Linksfraktion im Thürin-
ger Landtag, Knut Korschewsky, betont: 
„Erholungsurlaub darf kein unerfüllba-
rer Luxustraum sein.“

Im vergangenen Jahr konnten sich mehr 
als 30 Prozent aller Alleinerziehenden 

keinen Urlaub leisten. Und auch bei den 
Alleinstehenden ist es finanziell oft 
knapp: Fast jede vierte Person musste die 
Urlaubstage zu Hause verbringen. Die 
Zahlen werden bei einer jährlichen Befra-
gung zu materieller Entbehrung bundes-
weit erhoben. In Deutschland hat sich die 
Lage demnach in den vergangenen Jah-
ren nur langsam verbessert. 2014 waren 
noch 21 Prozent der Bundesbürger zu 
arm für eine Urlaubsreise, zuletzt immer 
noch 14,5 Prozent. Viele Bundesländer 
zahlen glücklicherweise Zuschüsse für 
z.B. Alleinerziehende: „In neun von 16 

Bundeslän-
dern kön-
nen Fami-
lien noch In-
dividualzu-
schüsse zum 
Urlaub in 
gemeinnüt-
zigen Fami-
lienferien-
stätten be-
antragen, 
darunter ist 
auch Thü-
ringen. Da-
mit erhalten 
finanziell benachteiligte oder kinderrei-
che Familien die Möglichkeit, Erholungs-
urlaub zu machen, den sie sich sonst nicht 
leisten könnten. In Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen gelten zudem besondere Förderbe-
dingungen für spezielle Bildungsangebo-
te“, fasste der Landtagsabgeordnete Knut 
Korschewsky zusammen.

„In Thüringen wollen wir sicherstellen, 
dass alle Menschen, die diese Unterstüt-
zung in Anspruch nehmen möchten, dies 
auch können“, so der Abgeordnete weiter. 

Nach Möglichkeit sollen diese Kapazitä-
ten in der kommenden Legislatur ausge-
baut werden. „Natürlich ist es vorrangig 
unser Ziel, alle Menschen in Thüringen in 
eine solche Einkommenslage zu verset-
zen, dass diese Unterstützungsangebote 
unnötig werden. Aber solange das noch 
nicht der Fall ist müssen wir die vorhan-
denen Thüringer Standorte in Oberhof, 
Uder, Bodenstein und Trusetal sichern 
sowie prüfen, ob wir dieses Angebot bei 
Bedarf tourismuspolitisch ausbauen“, sagt 
der LINKE-Politiker.
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Der Landtag hat am 4. Juni den Ge-
setzentwurf der rot-rot-grünen Koa-

lition zur Änderung des Dienstrechts be-
schlossen. Dazu sagte Steffen Dittes, In-
nenpolitiker der Linksfraktion: 

„Werden Beamte bei ihrer Tätigkeit at-
tackiert und entsteht daraus ein Schmer-
zensgeldanspruch, den der Täter selbst 
nicht erfüllt, springt das Land Thüringen 
ein. Damit wird sichergestellt, dass ge-
schädigte Beamte in jedem Fall gericht-

lich zuerkanntes Schmerzensgeld erhal-
ten. Der öffentliche Dienst und die öffent-
liche Verwaltung sind dafür da, das All-
tagsleben in einer Gesellschaft, von der 
Schule über die öffentliche Sicherheit bis 
zur Müllabfuhr, sicherzustellen. Deshalb 
braucht es auch hier Arbeitsbedingungen 
und optimalen Gesundheitsschutz. 

Zu den weiteren Teilen des Gesetzes-
paketes gehört die Einführung einer 
Wahlfreiheit für Beamtinnen und Beam-
te bei ihrer Krankenversicherung zwi-

schen pauschaler und individueller Bei-
hilfe. Künftig erhalten auch Beamte, die 
sich gesetzlich versichern lassen wollen, 
einen pauschalen Zuschuss, der dem des 
Arbeitgeberanteils entspricht. Damit ent-
lasten wir vor allem Beamte mit Kindern 
oder auch Beamte mit Vorerkrankungen. 
Für die LINKE ist das ein erster Schritt 
auf dem Weg zu einem Gesamtsystem ei-
ner sozialen Versicherung, an der sich alle 
Beamten, Abgeordnete, Selbstständige 
etc. beteiligen.“

Einsatzkräften den Rücken gestärkt

Der Thüringer Landtag hat mit dem 
„Thüringer Gesetz zur Neuordnung 
des Naturschutzrechts“ das Landes-
recht an die veränderten bundesge-
setzlichen Rahmenbedingungen an-
gepasst. Zu dem Beschluss vom 5. Juli 
hatten Abgeordnete der rot-rot-grü-
nen Koalitionsfraktionen Stellung 
genommen.

Das neue Naturschutzrecht schafft 
die Grundlage für eine Kompen-

sationsverordnung und gibt eine Ant-
wort auf den fortschreitenden Flä-
chenverbrauch. Besonders hervorge-
hoben und damit vom Gesetzgeber 
betont wird der Vorrang von Entsiege-
lungsmaßnahmen bei Versiegelungen. 
Mit einem Vorrang von regionalen 
Flächenpools sichert die Novelle kom-
plexe Kompensationen, entlastet Vor-
habenträger und nimmt Druck von 
landwirtschaftlichen Flächen. 

Gegen den Flächenfraß

Damit wird dem Flächenfraß in 
Thüringen wirkungsvoll entgegenge-
treten. Das generelle Verschlechte-
rungsverbot für Natur und Landschaft 
wird mit der Novelle noch besser an 
die Praxis angepasst und der Vollzug 

der Eingriffsregelung modern ausge-
staltet“, so Tilo Kummer, Linksfrakti-
on. „Wir haben einen umfassenden öf-
fentlichen und besonders langwierigen 
Beratungsprozess zum Abschluss ge-
bracht“, freute sich die SPD-Natur-
schutzexpertin Dagmar Becker. 

Natura 2000-Stationen verankert

„Thüringen schafft die Vorausset-
zung für schnellere Entscheidungen 
der Naturschutzverwaltung in der 
Praxis. Wichtiges Beispiel ist die Ver-
ankerung der Natura 2000-Stationen 
im neuen Gesetz. Mit dem seit 2015 
eingerichteten Netz aus mittlerweile 12 
Natura 2000-Stationen und einem 
Kompetenzzentrum unterstützt der 
Freistaat schützenswerte Lebensräume 
im Offenland und im Wald. Diese Si-
cherungsmaßnahmen sind angesichts 
von Artensterben und Klimawandel 
ein wichtiger Rettungsanker für die 
biologische Vielfalt in Thüringen.“

Roberto Kobelt von den Bündnis-
grünen sagte: „Mit der Zugehörigkeit 
Thüringens zum Europäischen Netz-
werk gentechnikfreier Regionen ist es 
nur folgerichtig, dass jetzt der Freistaat 
in Naturschutzgebieten und National-
parks den Einsatz von gentechnisch 

Rettungsanker für Vielfalt
Thüringer Gesetz zur Neuordnung des Naturschutzrechts

Immer auf dem Laufenden bleiben! 
Mehr Infos über die Arbeit unserer 
Landtagsfraktion finden Sie hier:

Parlamentsreport
Alle zwei Wochen erscheint der Parla-
mentsReport unserer Fraktion als Bei
lage zur Thüringer UNZ – Unsere neue 
Zeitung (www.unz.de). Darin finden Sie 
unsere wichtigsten Themen, aktuelle 
Gesetzesinitativen, Auszüge aus Land-
tagsreden, Berichte über Aktionen und 
Veranstaltungen, Hintergrundinforma
tionen und vieles mehr. Online können 
Sie die aktuelle Ausgabe, sowie alle 
alten Ausgaben jederzeit im Internet 

nachlesen (www.die-linke-thl.de/nc/
mediathek/parlamentsreport).

Web 2.0
Aktuelle Informationen über die Arbeit 
unserer Fraktion finden Sie auch auf 
www.twitter.com/Linke_Thl und bei 
www.facebook.com/linke.Thueringen, 
Videos von Reden und Aktionen bei 
www.youtube.com/Linksfraktionthl 
sowie Fotos unter www.flickr.com/
linksfraktion-thueringen.

Video-Livestream
Einen Video-Livestream von den meist 
einmal im Monat stattfindenden Ple­

narsitzungen des Thüringer Landtages 
finden Sie während der Sitzungen auf 
unserer Webseite (www.die-linke-thl.
de) und auf der Internetseite des Land-
tages (www.landtag.thueringen.de) ein-
geblendet. Dort finden Sie auch die 
Termine der Sitzungen.

Im Internet
Aktuelle Infos aus unserer Fraktion, 
Pressemitteilungen, die Kontakte zu 
unseren Abgeordneten, Termine, Reden 
und Anträge unserer Fraktion, Broschü-
ren und Flugblätter sowie Hintergrund-
infos zu unseren Positionen finden Sie 
im Internet unter www.die-linke-thl.de.

veränderten Organismen generell ver-
bietet. Damit bedarf es keiner Einzel-
fallregelung in jeder Schutzgebietsver-
ordnung mehr. Angesichts der zuge-
spitzten Lage um den Artenrückgang 
im Wechselspiel mit dem Klimawan-
del ist dauerhaftes Monitoring der Si-
tuation sehr wichtig. Hervorzuheben 
ist deshalb, dass künftig in einen ´Be-
richt über den Zustand und die Ent-
wicklung der biologischen Vielfalt in 
Thüringen‘ der Status regelmäßig zur 
Verfügung gestellt wird.“

Schutz der Alleen

„Mit der Entscheidung für ein mo-
dernes Naturschutzrecht in Thüringen 
setzen wir den Koalitionsvertrag um 
und passen den Freistaat an wichtige 
Erfordernisse im Naturschutz an. Thü-
ringen zeigt sich entscheidungsstark, 
unterstützt Entwicklungen wie die 
Ausweisung des Grünen Bandes als 
Nationales Naturmonument und trifft 
einen wirkungsvolleren Schutz seiner 
Alleen. Deshalb ist dies ein guter Tag 
für den Naturschutz in Thüringen“, 
fassten die naturschutzpolitischen 
Sprecher*innen der Koalitionsfraktio-
nen ihre Genugtuung über den Land-
tagsbeschluss zusammen.

Nebenbei notiert

Versorgungsauftrag 
Kommentar VON                                 
MdL Susanne Hennig-Wellsow

Auch Thüringer Sparkassen haben 
eine Kündigungswelle von Altver-
trägen ausgelöst. Es geht um tausen-
de Prämiensparverträge. Dies ist 
nicht nur ein Schlag ins Gesicht der 
Kundinnen und Kunden, die der 
Sparkasse vertrauen, sondern scha-
det dem Ansehen des gesamten 
Sparkassensystems.
Allein die Wartburgsparkasse in Ei-
senach hat etwa 2.600 Kündigungen 
vorgenommen. Betroffen sind offen-
bar auch die Verträge von Sparkas-
sen-Kundinnen und -Kunden in Er-
furt, Weimar und Sömmerda. Be-
kannte Ausnahme bleibt bislang die 
Sparkasse Gera-Greiz. Die Sparkasse 
beruft sich auf ein Urteil des Bun-
desgerichtshofs vom Mai. Danach 
dürfen Banken angesichts der Nied-
rigzinsphase unter bestimmten Vor-
aussetzungen kündigen. 
Sie dürfen kündigen, müssen es aber 
nicht. Gerade die damals abge-
schlossenen langfristigen Verträge 
waren für viele eine Absicherung im 
Alter. Man startete mit geringem 
Zinsniveau, das sich über die Jahre 
kontinuierlich steigerte. Wenn jetzt 
diese Verträge einfach abgestoßen 
werden, verlieren tausende Men-
schen in Thüringen eine Säule ihrer 
Vorsorgeleistung. Das führt zu 
Recht zu großem Unmut.
Sparkassen haben nach dem Thürin-
ger Sparkassengesetz einen öffentli-
chen Versorgungsauftrag, der sich 
nicht an Renditeerwartungen orien-
tiert. Dazu gehören die Förderung 
des Sparwillens und die Altersvor-
sorge. Das Agieren einzelner Spar-
kassen widerspricht diesem Versor-
gungsauftrag. Wir werden das Ge-
spräch mit dem Sparkassen- und Gi-
roverband suchen, um eine Lösung 
im Interesse der Sparer zu diskutie-
ren, ohne dass der Bestand der Spar-
kassen gefährdet wird.


